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Es kann kaum Zweifel geben: Mit der Etablierung des Islam in Deutschland 
steht das Staatskirchenrecht des Grundgesetzes vor seiner wohl größten und 
brisantesten Herausforderung. 1 Das liegt daran, dass die Aufgabe, einer weit­
hin kulturfremden Religion in dem wesentlich historisch-kulturell geprägten 
Verhältnis von Religion und Staat einen angemessenen Standort zuzuweisen, 
notwendigerweise das Recht, das dieses Verhältnis ordnet, vor eine epochale 
Bewährungsprobe stellt. Wird das Staatskirchenrecht diese Probe bestehen? 
Verfügt es über das erforderliche Instrumentarium, um einerseits den Musli­
men eine Integration zu ermöglichen, andererseits indessen auch sein spezifi­
sches Proprium zu erhalten? Weist es ein ausreichendes Maß an Offenheit und 
Elastizität auf, um einen Beitrag zu einer echten, substantiellen Eingliederung 
der Muslime in den deutschen Verfassungsstaat zu leisten? Und enthält es 
zugleich Sicherungsmechanismen, die geeignet sind, nicht nur seine Identität, 
sondern die der freiheitlichen deutschen Verfassungsordnung insgesamt auf­
rechtzuerhalten? 

Diese Fragestellungen sind nicht neu, jedoch in ihrer prinzipiellen Bedeutung 
nach wie vor nicht abschließend geklärt. Das ist deshalb erstaunlich, weil das 
Grundgesetz die Grundlinien ihrer Beantwortung vorzeichnet. Denn die deut­
sche Verfassung reagiert staatskirchenrechtlich auf die skizzierte Herausforde­
rung in zweifacher Weise: zum einen durch eine effektive Freiheitsgewähr, die 
namentlich den Schutz der Religionsfreiheit von deren kultureller Bedingtheit 
ablöst und ihren Schutz in grundrechtlicher Kulturoffenheit auch den Musli­
men anbietet, zum anderen durch institutionelle Regelungen zur Freiheitssiche­
rung, die den kulturgeprägten freiheitlichen Verfassungsstaat grundgesetzlicher 
Provenienz zukunftsgerichtet zu perpetliieren suchen und daher den Zugang zu 
den institutionellen Verbürgungen des Staatskirchenrechts an spezifische Vor­
aussetzungen binden. 

I. Das Grundrecht der Religionsfreiheit und der Islam 

Wendet man sich dementsprechend zunächst der Frage zu, ob und inwiefern 
sich Muslime auf den Schutz der Religionsfreiheit berufen können, so gilt es, 
zwischen dem Schutzbereich der Religionsfreiheit und ihrer Einschränkbarkeit 
zu unterscheiden: Erst in deren Zusammenschau lässt sich die tatsächliche Be­
deutung der Religionsfreiheit für die Muslime ausloten. 

1. Der Schutzbereich der Religionsfreiheit 

Art. 4 GG gewährleistet in Abs. 1 und 2 - textlich unterschieden neben der 
Freiheit des Gewissens und des weltanschaulichen Bekenntnisses die Freiheit 
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des Glaubens, des religiösen Bekenntnisses sowie der Religionsausübung. Die­
se Einzelverbürgungen fasst das Bundesverfassungsgericht zu einem einheitli­
chen Grundrecht der Religionsfreiheit zusammen, dem zwei Dimensionen zu 
eigen sind: die individuelle und die korporative Dimension. Gemeint ist damit 
der grundrechtliche Schutz des Einzelnen einerseits und der grundrechtliche 
Schutz religiöser Gemeinschaften andererseits. 

a) Die individuelle Religionsfreiheit der Muslime 

In seiner individuellen Dimension umfasst Art. 4 GG in Abs.l und 2 die Frei­
heit des Einzelnen, eine Religion zu haben (Glaubensfreiheit), zu äußern (Be­
kenntnisfreiheit) sowie sie zu praktizieren (Religionsausübungsfreiheit). Wie 
immer auch dieser verfassungsrechtliche Begriff der Religion im Einzelfall 
abzugrenzen ist, so ist doch unzweifelhaft, dass jedenfalls die großen Weltreli­
gionen vom Schutzbereich der so verstandenen Religionsfreiheit umfasst wer­
den. Aus diesem Grund kommt die individuelle Gewähr religiöser Freiheit 
auch den Muslimen zu, obwohl sie dem historischen Verfassungsgeber nicht 
vor Augen standen. Hier zeigt sich, dass das Grundgesetz die Religionsfreiheit 
den Angehörigen aller Religionen in gleicher Weise verbürgt und nicht zwi­
schen den Mitgliedern alteingesessener Religionen und den Angehörigen sich 
in Europa neu etablierender Religionen unterscheidet. Zu Recht hat daher das 
Bundesverfassungsgericht indiziert, dass die Religionsfreiheit "nicht nur den 
Mitgliedern anerkannter Kirchen und Religionsgemeinschaften, sondern auch 
den Angehörigen anderer religiöser Vereinigungen gewährleistet [ist]". Das 
gilt auch fiir Muslime. 

Diese Geltung der Religionsfreiheit ist in doppelter Hinsicht voraussetzungs­
los. Sie ist zunächst nicht davon abhängig, dass die Muslime die deutsche Ver­
fassungsordnung akzeptieren, sondern sie wird ihnen auch dann gewährleistet, 
wenn sie lediglich von der Religionsfreiheit profitieren möchten, im Übrigen 
aber Teile der grundgesetzliehen Ordnung innerlich ablehnen. Sodann hängt 
die Gewähr der Religionsfreiheit auch nicht von der Einhaltung des völker­
rechtlichen Grundsatzes der Gegenseitigkeit ab. Sie ist daher nicht daran ge­
bunden, dass die Muslime ihrerseits in ihren Heimatländern den Angehörigen 
anderer Religionen Religionsfreiheit gewähren. Auch wenn sich damit die 
Bundesrepublik Deutschland einer effektiven Möglichkeit beraubt hat, der 
universellen Ausdehnung der Religionsfreiheit Vorschub zu leisten, so ist doch 
diese durch Art. 4 GG geschaffene Rechtslage eindeutig. 

Die Religionsfreiheit entfaltet ihre Geltung fiir Muslime indessen nicht nur 
voraussetzungslos, sondern auch in jenem vollen Umfang, der fiir die Anhän­
ger der übrigen Religionen gewährleistet ist. Das gilt fiir alle Dimensionen der 
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Religionsfreiheit, also nicht nur für die Glaubens- und die Bekenntnisfreiheit, 
sondern namentlich auch für die Freiheit, einer religiösen Überzeugung ent­
sprechend handeln zu dürfen eine Freiheit, die unabhängig von ihrer Anwen­
dung auf Muslime seit langem verfassungsrechtsdogmatische Probleme auf­
wirft: Denn obwohl der Wortlaut des Art. 4 GG insofern eine Beschränkung 
auf die Manifestation der Glaubensinhalte durch Symbole und Riten, Gebete, 
Gottesdienste, Sakramente, Prozessionen etc. mithin auf kultisches Handeln 
im weitesten Sinne - ermöglicht hätte, hat das Bundesverfassungsgericht eine 
erheblich weiter reichende Schutzbereichsbestimmung vorgenommen und A1i. 
4 GG das Recht des Einzelnen entnommen, "sein gesamtes V erhalten an den 
Lehren seines Glaubens auszurichten und seiner inneren Glaubensüberzeugung 
gemäß zu handeln". 2 Allerdings soll die schlichte Behauptung, ein Handeln sei 
glaubensgeleitet, nicht ausreichend sein. Das Bundesverfassungsgericht fordert 
vielmehr, dass es sich auch tatsächlich, nach geistigem Gehalt und objektivem 
Erscheinungsbild, um eine religiös begründete Verhaltensweise handeln müs­
se, was von den staatlichen Organen, letztlich von den Gerichten, zu prüfen 
und zu entscheiden sei. 3 

Für Muslime hat diese Betrachtungsweise zur Folge, dass sie nicht nur bei kul­
tischen Handlungen in den Genuss der Religionsfreiheit gelangen, sondern 
auch d01i, wo ihr übriges V erhalten religiös motiviert ist. Daher ist in der Kon­
sequenz der bundesverfassungsgerichtliehen Judikatur einerseits etwa das Fas­
ten im Monat Ramadan von der Religionsfreiheit geschützt; andererseits kann 
hiernach ungeachtet der Frage, ob dieses Verhalten durch die Scharia - das 
islamische Religionsgesetz geboten ist oder nicht auch das Tragen des 
muslimischen Kopftuches in den Schutzbereich der Religionsfreiheit fallen. 
Letzteres setzt freilich voraus, dass die betreffende Frau plausibel darlegt und 
begründet, dass ihr Verhalten tatsächlich religiös motiviert und nicht nur Aus­
druck der Zuwendung zu traditionalistischen Lebensformen bzw. der Abwen­
dung von einer als bedrohlich empfundenen (westlichen) Modeme ist. 

b) Die korporative Religionsfreiheit der Muslime 

Art. 4 GG schützt indessen nicht nur die individuelle Dimension der Religions­
freiheit, sondern gewährt seinen Schutz auch religiösen Vereinigungen. Das 
gilt unabhängig davon, ob diese Vereinigungen Religionsgemeinschaften dar­
stellen und dann einen Verband bilden, der alle Angehörigen desselben 
Glaubensbekenntnisses innerhalb eines bestimmten Gebietes zu allseitiger Er­
füllung der durch das gemeinsame Bekenntnis gestellten Aufgaben zusammen­
fasst - oder ob sie religiöse Vereine sind, die sich dadurch auszeichnen, dass 
sie sich nur die partielle Pflege des religiösen Lebens ihrer Mitglieder zum Ziel 
gesetzt haben. 
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Dem Grundsatz nach gilt diese korporative Dimension der Religionsfreiheit 
wiederum auch für muslimische Vereinigungen unabhängig davon, ob diese 
als Religionsgemeinschaften oder - wie die sog. Moscheevereine, die sich der 
Errichtung einer Moschee widmen - als religiöse Vereine verfasst sind. Im 
Falle der Organisation als religiöse Vereine kann freilich die Voraussetzung, 
dass diese auf die Pflege und Förderung der Religion ausgerichtet sein müssen, 
im Einzelfall problematisch werden, weil derartige Vereine nicht selten auch 
allgemeinpolitische Ziele verfolgen, insbesondere dann, wenn ihnen die Vor­
stellung zu eigen ist, Staat und Religion bzw. weltliches und religiöses Gesetz 
bildeten eine Einheit. Die allgemeine Vereinigungsfreiheit nämlich ist den 
Muslimen, sofern sie Ausländer sind, gerade nicht grundrechtlich verbürgt, 
weil diese gern. Art. 9 Abs. 1 GG den Deutschen vorbehalten ist. Die politische 
Betätigung von Ausländern und Ausländervereinen kann vielmehr nach den 
Sondervorschriften des Ausländer- und Vereinsrechts eingeschränkt bzw. ver­
boten werden. Angesichts dessen besteht die korporative Religionsfreiheit für 
das Verhalten derartiger islamischer Vereine in concreto (nur) dann, wenn es 
sich nach Selbstverständnis, tatsächlichem geistigen Inhalt und äußerem Er­
scheinungsbild um spezifisch religiöse Betätigungen handelt. Das stellt den 
deutschen Staat vor die schwierige Herausforderung, zu unterscheiden, ob eine 
bestimmte Tätigkeit religiösen Charakter hat oder aber politischer Natur ist, die 
lediglich in einem religiösen Gewande verborgen wird eine Herausforderung, 
die sich im Einzelfall als außerordentlich schwierig erweisen kann. 

2. Die Schranken der Religionsfreiheit für Muslime 

Genießt ein bestimmtes Verhalten von Muslimen oder muslimischen Vereini­
gungen nach den vorgenannten Maßstäben den Schutz der Religionsfreiheit, so 
bleibt zu klären, ob und unter welchen Voraussetzungen der Staat in diese Frei­
heit eingreifen darf, wo mithin die Schranken der Religionsfreiheit liegen. 
Diesbezüglich bestehen in Rechtsprechung wie Wissenschaft unterschiedliche 
dogmatische Auffassungen, deren rechtspraktische Auswirkungen freilich ge­
ring sind. Im Ergebnis ist allgemein anerkannt, dass das Grundrecht der Reli­
gionsfreiheit grundsätzlich einschränkbar ist. 4 Das gilt auch für die Muslime. 
Soweit ihr V erhalten dem Schutzbereich der Religionsfreiheit unterfallt, kann 
es demzufolge durch ein Gesetz, das verfassungskonform ist, beschränkt wer­
den. 

3. Zwischenergebnis 

Vor diesem Hintergrund ist den Muslimen in Deutschland die Religionsfreiheit 
ebenso wie den Angehörigen anderer Religionen verbürgt, ohne dass sie für 
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seine Inanspruchnahme Vorleistungen zu erbringen oder spezifische Voraus­
setzungen zu erfüllen hätten. Es liegt daher an ihnen, von dieser Freiheit 
Gebrauch zu machen, hierbei zugleich aber auch die gesetzgeberisch gezoge­
nen Grundrechtsschranken in freiwillig erbrachter Rechtstreue zu beachten und 
insbesondere darauf zu verzichten, die Religionsfreiheit zum Deckmantel ver­
fassungswidriger Bestrebungen zu machen. Darüber hinaus hängt die tatsächli­
che Integration der Muslime wie auch die der Angehörigen jeder anderen Reli­
gion davon ab, ob und in welchem Ausmaß sie den rechtlich nicht sanktionier­
ten Verfassungserwartungen entsprechen: Diese richten sich darauf, dass wie 
auch bei jeder sonstigen Grundrechtswahrnehmung - die Religionsfreiheit ge­
meinwohlgemäß ausgefüllt wird, dass von ihr mithin ein maßvoller Gebrauch 
gemacht wird, der auch die Berechtigung der Freiheitsrechte Dritter anerkennt. 
Die Durchsetzung der eigenen Freiheitsposition darf daher nicht absolut ge­
setzt werden, sondern zum toleranten Ausgleich mit den legitimen, ilu·erseits 
grundrechtlich geschützten religiösen Interessen anderer fahig und bereit sein. 

II. Die institutionellen Verbürgungen und der Islam 

Ein divergierendes Bild ergibt sich demgegenüber hinsichtlich der Integration 
des Islam in die institutionellen V erbürgungen des Staatskirchenrechts, zu de­
nen insbesondere der Körperschaftsstatus zählt. Denn auf der einen Seite ist in 
formeller Hinsicht der Zugang zu dieser Dimension nur für eine Religionsge­
meinschaft möglich, weshalb er - anders etwa als die korporative Religions­
freiheit - religiösen Vereinen von vornherein verweh1i ist. Auf der anderen 
Seite enthalten die institutionellen Gewährleistungen Regelungen, die im Un­
terschied zum Grundrecht der Religionsfreiheit nicht gegenwmisbezogene 
Freiheitsgewähr, sondern zukunftsbezogene Freiheitssicherung bezwecken. 
Deshalb ist der Zugang zu ihnen - anders als der Zugang zur Religionsfreiheit 
- an die Erfüllung materieller Anforderungen gebunden, die jedoch für alle 
Religionsgemeinschaften gleich sind und folglich keine Sonderanforderungen 
an die Muslime stellen. Ob diese Anforderungen erfüllt werden, hängt von der 
diesbezüglichen Bereitschaft und Fähigkeit etwaiger muslimischer Religions­
gemeinschaften ab. Im Ergebnis kommt es daher auf diese Religionsgemein­
schaften selbst an, inwieweit sie sich Zugang zu den institutionellen Verbür­
gungen des Staatskirchenrechts verschaffen. 

1. Voraussetzungen und Zweck der institutionellen V erbürgungen 

Betrachtet man zunächst die fmmellen Anforderungen an den Zugang zu den 
institutionellen Gewährleistungen, so ist - neben den im jeweiligen Einzelfall 
zusätzlich bestehenden spezifischen Anforderungen - diesen V erbürgungen 

7 



gemeinsam, dass sie grundsätzlich nur "Religionsgemeinschaften" bzw. iden­
tisch definierten "Religionsgesellschaften" offenstehen. Das gilt gem. Art. 140 
GG in Verbindung mit Art. 137 Abs. 5 Satz 2 WRV (Weimarer Reichsverfas­
sung) auch für den Körperschaftsstatus. Eine dem Begriff der Religionsge­
meinschaft entsprechende einheitliche Struktur weist die Organisation der in 
Deutschland lebenden Muslime angesichts ihrer Vielfalt indessen nicht auf, da 
diese in einer kaum überschaubaren Vielzahl teilweise miteinander konkurrie­
render lokaler Vereine organisiert sind, die ihrerseits zu verschiedenen Spit­
zenorganisationen und Dachverbänden zusammengeschlossen sind. Da es sich 
bei Religionsgemeinschaften nach bislang vorherrschender Auffassung sowohl 
aus begriffsgeschichtlichen Erwägungen als auch aufgrund des höchstpersönli­
chen Charakters religiöser Überzeugungen um einen Zusammenschluss natür­
licher Personen handeln musste, war bisher überwiegend anerkannt, dass die 
erwähnten muslimischen Spitzenorganisationen und Dachverbände in ihrer 
gegenwä1iigen Organisationsfonn als dermiige Religionsgemeinschaften nicht 
in Betracht kämen. Indessen hat sich das Bundesverwaltungsgericht in einer 
aus dem Jahre 2005 stammenden Entscheidung nunmehr auch einer Anerken­
nung eines sog. "mehrstufigen Verbandes" - d.h. namentlich: eines muslimi­
schen Dachverbandes als Religionsgemeinschaft nicht mehr grundsätzlich 
verschlossen, ohne freilich umgekehrt fortan jeden Dachverband ohne weiteres 
als Religionsgemeinschaft anzuerkennen. Entscheidend soll dem Bundesver­
waltungsgericht zufolge zum einen sein, ob ein solcher mehrstufiger Verband 
eine "personale Grundlage" aufweist und sich insofern vennittels seiner Mit­
gliedsverbände letztlich auf den Zusammenschluss natürlicher Personen zu­
rückführen lässt; zum anderen soll erforderlich sein, dass ein solcher Dachver­
band Aufgaben wahrnimmt, die für die Identität einer Religionsgemeinschaft 
wesentlich sind. Deshalb scheidet die Zuerkennung des Charakters einer Reli­
gionsgemeinschaft hiernach aus, wenn der Dachverband nur organisatorisch­
koordinierende Funktionen erfüllt oder wenn er "in erheblichem Umfang" le­
diglich aus religiösen Vereinen besteht. 5 

Jenseits dieser formellen Voraussetzung für den Zutritt zu den institutionellen 
V erbürgungen des geltenden Staatskirchenrechts erkennt die Rechtsprechung 
zunehmend auch materielle Anforderungen an, die an Religionsgemeinschaf­
ten, die in den Genuss institutioneller Gewährleistungen kommen möchten, 
gestellt werden. Im Hintergrund derartiger Anforderungen steht der Zweck der 
institutionellen Gewährleistungen des deutschen Staatskirchenrechts. Dieser 
besteht darin, solche Religionsgemeinschaften mit verfassungsstaatlicher För­
derung zu bedenken, die aufgrund freien Entschlusses bereit und befähigt sind, 
die grundlegenden Regelungen der freiheitlichen Verfassungsordnung sowie 
deren Geltungs- bzw. Realisierungsbedingungen zu stärken. 6 Hierdurch wird 
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die gesellschaftliche Pflege und Emeuemng der historisch gewachsenen kultu­
rellen Gmndlagen und rechtlichen Ausprägungen der freiheitlichen Verfas­
sungsordnung staatlicherseits unterstützt. 

Daher werden durch derartige Verbürgungen des Staatskirchenrechts solche 
Religionsgemeinschaften mit besonderen Rechten ausgestattet, die gleichsam 
als Nebenwirkung ihrer originären religiösen Betätigung zugleich die gmnd­
gesetzliche Verfassungskultur stärken. Das institutionelle Staatskirchenrecht 
ist, so betrachtet, staatliche Prämiemng des integrationsspezifischen Mehrwerts 
solcher Religionsgemeinschaften, die aus freien Stücken bereit und fähig sind, 
sich und ihre Mitglieder in den freiheitlichen Verfassungsstaat einzufügen und 
diesen dadurch an seinen gesellschaftlichen Wurzeln zu stabilisieren. Einge­
denk der besonderen Bedeutung, die Religionsgemeinschaften mit der Macht 
religiöser Überzeugungen insoweit einnehmen können, bietet der Staat des 
Gmndgesetzes den Religionsgemeinschaften auf diese Weise eine institutiona­
lisierte Form der Mitwirkung am Gemeinwohl an, um damit weit im Vorfeld 
von Verfassungsschutz und wehrhafter Demokratie liegend - die freiheitliche 
Verfassungsordnung und ihre Geltungs- bzw. Realisiemngsbedingungen mit 
fördemder Pflege zu umfangen. 

Die Kehrseite der hier skizzierten Zweckbindung der institutionellen Dimensi­
on des geltenden Staatskirchenrechts bildet die stillschweigend mitgeschriebe­
ne Voraussetzung, dass jene Religionsgemeinschaften, die unter den besonde­
ren Schutz der institutionellen Verbürgungen treten möchten, die von ihnen 
geforderte Leistungsfähigkeit für das Gemeinwesen aufweisen und zudem ge­
willt sind, dieses Potential auch zum Wohle der Gemeinschaft zur Verfügung 
zu stellen. Demgemäß ist Voraussetzung für die Inanspmchnahme dieser insti­
tutionellen Verbürgungen, dass die jeweilige Religionsgemeinschaft geeignet 
und bereit ist, die freiheitlichen Fundamentalwertungen der Verfassung und 
deren Geltungs- bzw. Realisiemngsbedingungen zu festigen und generationen­
übergreifend zu emeuem. Vor diesem Hintergmnd enthalten namentlich die 
Prinzipien der freiheitlichen Verfassungsordnung im Allgemeinen wie auch die 
Gmndsätze des gmndgesetzlichen Staatskirchenrechts im Besonderen einen 
grundgesetzliehen Mindestkatalog kulturell geprägter Kompatibilitätsanforde­
mngen, der erfüllt sein muss, wenn eine Religionsgemeinschaft an den institu­
tionellen Verbürgungen des Staatskirchenrechts - namentlich am Körper­
schaftsstatus - partizipieren möchte; dieser Mindestkatalog, den seit der Zeu­
gen-Jehova-Entscheidung aus dem Jahre 2000 auch das Bundesverfassungsge­
richt anerkennt, reicht inhaltlich von der Achtung der Würde jedes Menschen 
und der Freiheits- sowie Gleichheitsrechte bis hin zu den Leitprinzipien des 
Staatskirchenrechts und damit bis zur Achtung der Trennung von Staat und 
Kirche, der Religionsfreiheit und der staatlichen Neutralität. Allerdings ist er 
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nicht bereits dann erfüllt, wenn Religionsgemeinschaften diese kulturell ge­
wachsenen Grundsätze lediglich vorübergehend achten. Deshalb fordern so­
wohl das Bundesverfassungs- als auch das Bundesverwaltungsgericht, dass 
Religionsgemeinschaften, die Zutritt zu den institutionellen staatskirchenrecht­
lichen Gewährleistungen begehren, auch langfristig auf keine prinzipielle Ver­
änderung der bestehenden Verfassungslage - etwa im Hinblick auf die Ver­
wirklichung einer theokratischen Herrschaftsordnung sowie auf keine Ent­
fremdung der Bürger von den elementaren V erfassungsprinzipiell abzielen 
dürfen. 7 Bei einer am Zweck der institutionellen Dimension des Staatskirchen­
rechts orientierten Betrachtungsweise ist letztlich erforderlich, dass eine Reli­
gionsgemeinschaft im Rahmen ihres Wirkens die skizzierten Grundsätze und 
deren Geltungs- bzw. Realisierungsbedingungen aus freien Stücken wirkmäch­
tig unterstützt. 

Der Staat unterbreitet somit den Religionsgemeinschaften mit seinen instituti­
onellen V erbürgungen ein Angebot zur institutionalisierten . Mitwirkung am 

· Gemeinwohl, für das er gleichsam die Geschäftsbedingungen aufstellt und das 
die Religionsgemeinschaften wahrnehmen ·oder ablehnen können. Wollen sie 
es ablehnen, bleibt ihnen die grundrechtlich verbürgte Religionsfreiheit in vol­
lem Umfang erhalten; Sanktionen gibt es nicht. Nehmen sie das Angebot aber 
an, dann müssen sie die Angebotsbedingungen des Staates akzeptieren, um in 
den Genuss dieser besonderen Vorrechte zu gelangen. Die Grundsätze der 
Neutralität und Parität hindern eine Statuierung solcher gemeinwohlgebunde­
ner Bedingungen schon deshalb nicht, weil die für die Erlangung der instituti­
onellen Gewährleistungen verfassungsstaatlich statuierten Bedingungen für 
alle Religionsgemeinschaften gleich sind und es ausschließlich in deren Hän­
den liegt, diese zu erfüllen: Im Falle der Erfüllung der skizzierten Mindestan­
forderungen stehen die institutionellen Verbürgungen daher grundsätzlich allen 
Religionsgemeinschaften in gleicher Weise offen - kulturheimischen glei­
chetmaßen wie kulturfremden Religionsgemeinschaften. 8 

Ob eine Religionsgemeinschaft das Angebot des freiheitlichen Verfassungs­
staates zur institutionalisierten Stärkung der freiheitlichen Verfassungskultur 
annehmen kann, ob sie also im Rahmen ihrer religiösen Betätigung zugleich 
auch zu einer tatkräftigen Mitwirkung an der nachhaltigen Perpetuierung der 
grundgesetzliehen Verfassungskultur fähig und bereit ist, entscheidet sich nicht 
an dem religiösen Glaubensgehalt einer Religionsgemeinschaft, sondern aus­
schließlich anband der säkularen Auswirkungen ihres Verhaltens. Zu deren 
Bewertung ist der freiheitliche V erfassungsstaat, wie das Bundesverfassungs­
gericht zu Recht hervorgehoben hat, auch im Lichte der staatlichen Pflicht zu 
religiös-weltanschaulicher Neutralität befugt. 9 Dieses Verhalten indessen wird 
seinerseits wesentlich von dem religionsgemeinschaftliehen Verständnis der 
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Stellung des Menschen in der Welt und seinen Folgen für eine dementspre­
chende Gestaltung der weltlichen Ordnung geprägt. Jedenfalls dann, wenn es 
den verbindlichen Maßstab für das tatsächliche Handeln einer Religionsge­
meinschaft bildet, wird es daher in der Regel dieses religionsgemeinschaftliche 
Verständnis sein, das darüber entscheidet, ob die Pflege der grundgesetzliehen 
Verfassungskultur mit der jeweiligen Glaubensüberzeugung vereinbart und 
demgemäß staatlicherseits erwartet werden kann. Denn von dem verbindlich 
festgelegten und entsprechend praktizierten Selbstverständnis einer Religions­
gemeinschaft wird abhängen, ob sie die verfassungsstaatlichen Leitprinzipien 
und deren Lebensgrundlagen eindeutig anerkennen, im Rahmen ihres Be­
kenntnisses an deren Stärkung und Erneuerung mitwirken und sich so den Zu­
gang zu den institutionellen V erbürgungen des Staatskirchenrechts verschaffen 
kann. 

2. Die Konsequenzen für potentielle muslimische Religionsgemeinschaften 

Was aber sind nun die hieraus resultierenden Konsequenzen für den Zutritt 
potentieller muslimischer Religionsgemeinschaften zu den institutionellen Ver­
bürgungen des Staatskirchenrechts? 

Entscheidend ist auch hier, ob von dem tatsächlichen Verhalten, d.h. dem prak­
tizierten Selbstverständnis der als muslimische Religionsgemeinschaften in 
Betracht kommenden Vereinigungen zufolge eine Mitwirkung an der Festi­
gung der grundgesetzliehen Verfassungskultur in dem vorstehend skizzierten 
Sinne erwaiiet werden kann. Das freilich kann lediglich im Wege einer Einzel­
fallbetrachtung ermittelt werden, vor allem auch deshalb, weil es "den" Islam 
nicht gibt, auch nicht in Deutschland. Die theoretisch denkbaren, durchaus 
gegensätzlichen Pole einer solchen Einzelfallbetrachtung bilden auf der einen 
Seite potentielle muslimische Religionsgemeinschaften, die sich umfassend an 
die Scharia - das islamische Religionsgesetz - gebunden sehen, auf der ande­
ren Seite potentielle muslimische Religionsgemeinschaften, die sich im Falle 
ihrer itmeren Verankerung in der deutschen Gesellschaft und einer zeitgemä­
ßen Interpretation der islamischen Quellen vorbehaltlos, unzweideutig sowie 
dauerhaft der freiheitlichen Verfassungsordnung zuwenden - so, wie dies zum 
Teil von muslimischer Seite selbst befürwortet wird. 

a) Der Fall einer an die Scharia gebundenen muslimischen Religionsgemein­
schaft 

Fühlt sich eine muslimische Religionsgemeinschaft umfassend an die Scharia 
gebunden, so können dieser Bindung Indizien für die Erftillung jener Kompati­
bilitätsanforderungen entnommen werden, die nach den vorstehenden Ausfüh-
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rungen für den Zutritt zu den institutionellen Verbürgungen des Staatskirchen­
rechts entscheidend sind. Eine solche Bindung an die Scharia ist, jedenfalls im 
Ausgangspunkt, grundsätzlich bei den muslimischen Vereinigungen in 
Deutschland, deren Anerkennung als Religionsgemeinschaft in Betracht zu 
ziehen ist, der Regelfall, weil es die Scharia ist, die prinzipiell den rechtlichen 
Rahmen für das Leben des einzelnen Muslim, der muslimischen Familie und 
der muslimischen Gesellschaft festlegt. Betrachtet man die Festlegungen der 
Scharia inhaltlich, so erkennt man freilich rasch, dass sich im Falle einer sol­
chen muslimischen Religionsgemeinschaft grundlegende Schwierigkeiten er­
geben. 

Dies zeigt sich bereits an dem Grundsatz der Trennung von Staat und Kirche: 
Der Scharia ist die dem abendländischen Kulturkreis zu eigene Unterscheidung 
der geistlichen und der weltlichen Sphäre weitgehend fremd, weshalb der Is­
lam keine Institutionen hervorgebracht hat, die unabhängig vom islamischen 
Staat bestehen. Während in der abendländischen Kulturgeschichte die "eccle­
sia" als das machtvolle Gegenüber der politischen Herrschaft erscheint, kennt 
die Scharia ungeachtet einzelner, heute in der islamischen Staatenwelt häufig 
als "überwunden" betrachteter Säkularisierungstendenzen des Mittelalters eine 
solche Unterscheidung nicht und geht insoweit- ungeachtet einzelner Distink­
tionen von "Religion" und "Staat", von "Recht" und "Politik"- von einer prin­
zipiellen Deckungsgleichheit von religiöser und politischer Ordnung aus. Des­
halb ist ihr auch das Prinzip staatlicher Neutralität notwendigetweise fremd: Es 
gilt der Gnmdsatz, der Islam sei "Religion und Staat" bzw. "Religion und 
Welt". 

Verbunden mit dieser grundsätzlichen Deckungsgleichheit von Religion und 
Welt sind fundamental abweichende Vorstellungen über individuelle Freiheits­
rechte, weil etwa die Idee der allgemeinen Religionsfreiheit als Menschen­
bzw. Grundrecht die Unterscheidung von Staat und Religion verlangt und 
demzufolge in der islamischen Einheitsvorstellung keinen Platz hat. Dies ma­
nifestieti sich darin, dass der Islam die Religionsfreiheit dem sog. "fitrah"­
Konzept zufolge bis heute nur in Ansätzen kennt, die überdies durch neuere 
Entwicklungen in der islamischen Staatenwelt in Frage gestellt sind: Men­
schenrechte nach abendländischem Verständnis, namentlich allgemeine Reli­
gionsfreiheit, kennt der Islam nicht, sie erscheinen - wie Klaus Stem einmal 
formuliert hat- "aufgedrängt"10

• Das wird zum einen an dem Umstand deut­
lich, dass nach islamischem Verständnis der Glaubenswechsel ausgeschlossen 
ist. Dieser wird als Abfall vom wahren Glauben, als Apostasie, bestraft, wobei 
diese Bestrafung von der Zwangsscheidung einer Ehe und dem nahezu obliga­
torischen Ausschluss aus der muslimischen Großfamilie über den regelmäßig 
zwangsweisen Verzicht auf das Vennögen bis hin zur Entlassung aus dem Ar-
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beitsverhältnis reichen kann und schließlich in Ländern wie dem Iran Saudi­
Arabien und Ägypten gar dazu führen kann, dass der Konvertit in all~r Form 
zur Tötung freigegeben wird. Folgerichtig wird die Freiheit des Religions­
wechsels in den islamischen Menschenrechtserklärungen ausgeklammert. Dies 
wird zum anderen auch daran deutlich, dass Juden und Christen zwar begrenzte 
Toleranz gewälui wird, diese jedoch nicht Ausdruck allgemeiner Religions­
freiheit, sondern theologischer Privilegienmg ist, weil die Buchreligionen des 
Juden- und des Christentums nach islamischem Verständnis als Vorläufer und 
Verwandte des Islam erscheinen: Die Anhänger anderer Religionen können ein 
Recht auf Freiheit des Religiösen ebenso wenig in Anspruch nehmen wie 
Atheisten ein Recht auf freie Weltanschauung verbürgt ist. Zu der UN­
Kinderkonvention von 1989 etwa wurde von vielen muslimischen Staaten ein 
auf die Scharia gestützter Vorbehalt eingelegt, weil in ihr u.a. die Religions­
freiheit für Kinder verbürgt ist. 

Doch die ablehnende Haltung der Scharia bezieht sich nicht nur auf die Prinzi­
pien des freiheitlichen Staatskirchenrechts. Sie ist, wenn die Scharia "streng" 
verstanden wird, umfassender und betrifft auch das abendländische V erständ­
nis von Menschenwürde, allgemeiner Freiheit und Gleichheit. So genießt nach 
traditionellem islamischen Verständnis nur der Muslim als Anhänger der "ein­
zig wahren" Offenbarungsreligion die höchste Würde. Ungläubige oder Men­
schen anderen Glaubens verfugen über diese nicht. Allgemeine Freiheitsrechte 
wiederum werden überwiegend uneingeschränkt nur den Trägem dieser höchs­
ten Würde, mithin den Muslimen, zuerkannt, weshalb bei dezidierter Bindung 
an die Vorstellungen der Scharia die individuelle Freiheit der Person nicht in 
einer dem grundgesetzliehen Verständnis entsprechenden Weise bejaht wird. 
Dass schließlich die Gleichheit von Mann und Frau nach islamischem Ver­
ständnis nicht mit dem grundgesetzliehen Postulat der Gleichberechtigung 
harmoniert, verdeutlicht der Koran als Bestandteil der Scharia unmissverständ­
lich selbst, wenn er in seiner vierten Sure ausführt: "Die Männer stehen über 
den Frauen, weil Gott sie ausgezeichnet hat". Hieran schließen sich weitrei­
chende Folgen an, weshalb der Frau nur ein eingeschränktes Erbrecht zuge­
standen wird oder ihrer Zeugenaussage im Verhältnis zum Mann eine nur un­
tergeordnete Bedeutung zugemessen wird. Angesichts dieser muslimischen 
Grundpostulate haben die islamischen Staaten zahlreiche Vorbehalte sog. 
Scharia-Vorbehalte- zu wichtigenUN-Verträgenwie etwa der Kopenhagener 
Konvention zur Beseitigung der Diskriminierung der Frau von 1979 eingelegt. 

Die vorstehenden Betrachtungen führen zu dem Ergebnis, dass eine muslimi­
sche Religionsgemeinschaft, die sich an die hier exemplarisch skizzierten Posi­
tionen der traditionell ausgelegten Scharia gebunden sieht, notwendigerweise 
derart mit den grundgesetzliehen Fundamentalpostulaten in Konflikt gerät, 
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dass jedenfalls die mit den institutionellen Verbürgungen des Staatskirchen­
rechts verbundene Voraussetzung der Verfassungs- und Freiheitsstabilisierung 
nicht von ihr erwartet werden kann. Daher kann sie Zugang zu diesen Gewähr­
leistungen - insbesondere zum Körperschaftsstatus nicht erlangen. 

b) Der Fall einer die freiheitliche Verfassungskultur bejahenden muslimischen 
Religionsgemeinschaft 

Freilich wird der Zutritt zu den institutionellen Verbürgungen des Staatskir­
chenrechts nicht für "den" Islam schlechthin erwogen, ebenso wenig, wie 
"das" Judentum oder "das" Christentum Träger dieser Rechte sind: In Frage 
steht stets die Zuerkennung dieser Gewährleistungen an eine konkrete musli­
mische Religionsgemeinschaft in Deutschland, in deren eigenverantwortlich 
ausgeformtem Selbstverständnis es auch liegt, sich die Forderungen liberaler 
Muslime wie Necla Kelek zu eigen zu machen und sich von der Scharia jeden­
falls insofern zu lösen, als diese einer menschenwürdegerecht verfassten, auf 
den Prinzipien von Freiheit und Gleichheit, von Demokratie und Rechtsstaat 
basierenden Staatsordnung widerstreitet. 11 Ob die potentiell als Religionsge­
meinschaften in Betracht kommenden muslimischen Vereinigungen in 
Deutschland bereit und fähig sind, auf der Gnmdlage der zeitgemäßen Inter­
pretation der islamischen Quellen einen solchen Prozess zu durchlaufen - der, 
wie Necla Kelek anmahnt, den Charakter eines nachhaltigen "Mentalitätswan­
dels" annehmen müsste - und ob sie sich affirmativ der Verfassungsordnung 
des Grundgesetzes zuwenden können, muss sich freilich erst noch erweisen. 
Theoretisch denkbare Ansätze hierfür werden diskutiert. Indessen bleibt abzu­
warten und realistischer Beurteilung vorbehalten, ob diese Ansätze - die ge­
genwärtig übetwiegend den Charakter vereinzelter Meinungsäußerungen haben 
- zukünftig in der Lage sein werden, eine Wirkmacht zu entfalten, die das 
Selbstverständnis wie auch das praktische Handeln potentieller muslimischer 
Religionsgemeinschaften in Deutschland prägt. Dort, wo der Nachweis des 
unzweideutigen Gelingens eines solchen Transformationsprozesses erbracht 
werden kann und nicht lediglich Resultat realitätsfernen Wunschdenkens ist, 
öffnet sich nach den obigen Ausführungen entsprechenden Religionsgemein­
schaften auch das institutionelle Staatskirchenrecht; entscheidend ist der jewei­
lige Einzelfall. 

Allerdings reicht hierfür nicht aus, dass eine muslimische Religionsgemein­
schaft nur ein formales Bekenntnis zur deutschen Staatsverfassung abgibt, oh­
ne sich gleichzeitig eindeutig von den Vorgaben der Scharia zu distanzieren, 
die der grundgesetzliehen Verfassungsordnung zuwiderlaufen. Deutlich wird 
dies am Exempel der im Februar 2002 vom sog. "Zentralrat der Muslime in 
Deutschland (ZMD)" verabschiedeten "Islamischen Charta", in der zwar ein 
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Bekenntnis zum Grundgesetz abgelegt, zugleich indessen ausdrücklich das 
Postulat einer "islamischen Identität" aufrechterhalten wird, deren zentraler 
Kerngehalt gerade in der Scharia gesehen wird. Auch diese Charta misst dem 
Grundgesetz daher lediglich die Bedeutung "lokalen Rechts" zu, während der 
Universalitätsanspruch der islamischen Rechtsordnung nicht relativiert, die 
Verwirklichung der Scharia daher langfristig auch weiterhin angestrebt wird. 

3. Zwischenergebnis 

Angesichts dieses Befundes könnte der deutsche Verfassungsstaat zukünftig 
vor der höchst komplexen und politisch brisanten Aufgabe der Differenzierung 
stehen: Denn falls sich in Deutschland muslimische Religionsgemeinschaften 
etablieren sollten, die bereit und fähig sind, die freiheitliche Verfassungsord­
nung des Grundgesetzes mitsamt ihren Realisierungsbedingungen vorbehaltlos, 
wirkmächtig und dauerhaft zu unterstützen, müsste er zwischen diesen und 
jenen muslimischen Religionsgemeinschaften, die der freiheitlichen Verfas­
sungskultur aufgrund ihrer umfassenden und strengen Bindung an die Scharia 
ablehnend gegenüberstehen, unterscheiden: Ersteren wäre der Zugang zu den 
institutionellen Verbürgungen des Staatskirchenrechts - namentlich zum Kör­
perschaftsstatus - einzuräumen, letzteren wäre er zu versagen. 

111. Schlussfolgerungen 

Zusammenfassend wird deutlich: Das Staatskirchenrecht antwortet auf die 
Etablierung des Islam in Deutschland differenzierend - mit einer umfassenden 
grundrechtliehen Gewähr religiöser Freiheit und mit der gleichzeitigen institu­
tionellen Pflege der freiheitlichen Verfassungskultur des Grundgesetzes. Eine 
Analyse dieses Befundes legt den Blick auf das Konzept frei, mit dem das 
grundgesetzliche Staatskirchenrecht seine kulturgeprägte Ordnung der Freiheit 
auch gegenüber dem Islam mit gegenwartsbezogener Vitalität zu erfüllen so­
wie mit zukunftsgerichtetem Schutz auszustatten sucht. Dieses Konzept zeich­
net sich zum einen durch das V erti·auen auf die auch Muslimen gegenüber 
wirksame Anziehungskraft der menschenwürdebegründeten Idee der Freiheit 
aus, die staatskirchenrechtlich in der Religionsfreiheit zu einer gnmdsätzlich 
kulturoffenen und damit auch Muslimen offenstehenden Individualrechtsposi­
tion ausgestaltet ist. Zum anderen ist es dadurch charakterisiert, dass es für 
eine Inanspruchnahme institutioneller staatskirchenrechtlicher V erbürgungen 
anspruchsvolle Bedingungen statuiert, die für alle Religionsgemeinschaften -
auch für (potentielle) muslimische Religionsgemeinschaften- in gleicher Wei­
se gelten und durch die kulturell geprägten Strukturentscheidungen der deut­
schen V erfassungsstaatlichkeit gesichert werden. Damit kombiniert dieses 
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Konzept im Interesse einer substantiellen Eingliederung des Islam in die 
grundgesetzliche Freiheitsordnung kulturelle Offenheit im grundrechtliehen 
Bereich mit der gleichzeitigen kulturellen Bindung des Verfassungsrechts im 
Bereich institutioneller Verbürgungen und gibt so den Muslimen gleicherma­
ßen grundrechtliehen Raum für ihre Entfaltung wie auch institutionelle Anreize 
für eine echte Integration. Das Staatskirchenrecht antwortet demnach auf den 
Einzug des Islam in Deutschland mit Freiheitsgewähr und Freiheitssicherung 
zugleich und belegt damit, dass es gerade aufgrund seiner hierin zum Aus­
druck gelangenden Freiheitsgerechtigkeit über das Potential verfügt, sich auch 
in dieser Herausforderung zu bewähren. 
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